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Klägers und Revisionsklägers,

gegen
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Beklagte und Revisiohsbeklagte,

hat der 20 Senat des Bundeésozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung am 280 November 1961

unter Mitwirkung von

Senatspräsident B r a c k m a n n

\
als Vorsitzendem,

Bundesrichter Dro B a r e s e l und
Bundesrichter H u n g e r

als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozialrichter S c h m a l z und

Bundessozielrichter F e y
als ehrenamtlichen Beisitzern

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Baden—Vürttem—
berg_vom 41° Januér 1964 wird mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht_zurückver—

wiesen°

Von Rechts wegen°
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Der Kläger macht Entschädigungsansprüche wegen der Folgen'

eines Arbeitsunfalls geltend, den er im Mai 1957 erlitten

habengwill° Er behauptet, aus Anlaß dieses Unfalls von der
1-Beklagten mit einer Dauerrente nach einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit von
40 voH° bis zum Jahre 1944 entschädigt

werden zu sein° Amtliche Unterlagen hierüber sind nicht

' vorhanden°

Im Juli 1952 beantragte der Kläger, ihm die Rente wiederzu—

gewähren, Die Beklagte lehnte den Antrag durch Bescheid

vom30„ April n955mit der Begründungab, daßder Unfall-
vom Mai 1957 nach den fachärztlichen Untersuchungen und

Begutachtungen keinerlei nachteilige Felgen mehr hinter—

lassen habe; in dem Bescheid sind als vom Unfall unabhängige

Gesundheitsstörungen des Klägers uoa° "Sterilisation 1958".

und "Debilität" bezeichnet„ Dieser Bescheid blieb unange—
fochten° ' '

Im Jahre 1954 machte der Kläger "dauernde Kreuzechmerzeh“

als Folgen des Unfalls geltend und behauptete, er sei wegen

dieser Beschwerden sterilisiert worden, um ihre Vererbung

zu verhindern° Der von der Beklagten zugezogene ärztliche

Sachverständige, Facharzt für Chirurgie-Dr° l=:r=:g ver—

neinte den ursächlichen Zusammenhang zwischen den Kreuz—

schmerzen und dem Unfall° Er bezeichnete den Kläger als
geistesschwach° Daraufhin lehnte die Beklagte durch Be—
scheid

vom 28° Juli 1954 die Wiedergewährung einer Rente

ab° Auf einen im Februar 1957 mit der gleichen Begründung

wiederholten Antrag auf Rentengewährung teilte die Beklagte

dem Kläger durch Schreiben vom 18° Februar 1957 mit, daß

keine Veranlassung bestehe, ein erneutes Entschädigungs—
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lverfahren durchzuführen° Einen im September 4959 wiederholten

Antrag des Klägers auf Unfallentschädigung beschied die Beklagte-

am 46° Dezember 4959 nochmals dahin, daß sie in seiner Unfall—

sache nichts mehr veranlassen werde, und stellte ihm anheim,

auf Feststellung zu klagen, daß die Beklagte verpflichtet sei,

die Sterilisation als Folge des Unfalls anzuerkennen° '

Der Kläger erhob diese Klage vor dem Sozialgericht (SG) Mann—

«heimo Sie hatte in den beiden Vorin3tanzen jedoch keinen Er—

folgt Das Landessozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom

44° Januar 4964 die Berufung mit der Begründung zurückgewiesen,
daß die Frage, ob die_Sterilisation des Klägers Folge seines

Unfalls vom Mai 4937 ist, durch die unangefochtenen Bescheide

der Beklagten bindend entschieden sei und daß die Vorausset—
zungen für eine Wiederaufnahme des Verfahrens nicht gegeben

seien°

Das LSG hat die Revision nicht zugelassen"

Das Urteil ist dem Kläger am 50. Januar 4964 zugestellt worden°

Er hat hiergegen durch seinen Prozeßbevollmächtigten am 24° Fe-

bruar 4964 Revision eingelegt und sie gleichzeitig begründet„

Die Revision rügt, das Verfahren leide an einem wesentlichen
Mangel° Da2u bringt sie vor£ Der Kläger sei Während des gesam—
ten Verfahrens nicht nach Vorschrift der Gesetze vertreten ge—

wesen° Er sei nicht prozeßfähig; schon seit Jahren leide er an
Debilität° Er sei sterilisiert worden° Die Vorinstanzen hätten

daher bei Vermeidung eines Verfahrensmangels die Frage der Pro-"

zeßfähigkeit prüfen müssen„ Das sei unterblieben°

Er beantragt,.

das Urteil des Landessozialgerichts Baden—Württemberg

vom 440 Januar 4964 aufzuheben und die Sache an die

Vorinstanz zurückzuxferweisen°
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Die Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

Sie ist der Auffassung, der Kläger habe nicht ausreichend

dargelegt, daß er prozeßunfähig seio

Das Bundessozialgericht (BSG) hat durch Einholung eines

Gutachtens des Staatlichen Gesundheitsamtes Mannheim Beweis

darüber erhoben, ob der Kläger unter einem seine freie

*Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter
Störung der Geistestätigkeit leidet und gegebenenfalls

seit wann er sich in einem solchen Zustand befindet„ Das

am 140 August 1961 von dem Facharzt für Psychiatrie und

Neurologie Reg„Medizinalrat Dro K:=:===erstattete Gutach—

ten ist auf Grund einer Untersuchung des Klägers zu dem

Ergebnis gekommen, daß der Kläger schon seit seiner Kind—

heit an Schwachsinn leidet; dieser komme einer krankhaften

Störung der Geistestätigkeit gleich, welche die freie
Willensbestimmung ausschließt°

Durch Beschluß des Senats vom 15° Oktober 1961 ist dem
Kläger antragsgemäß unter Beiordnung_seines Prozeßbevoll—

mächtigten das Armenrecht bewilligt—wördeno '

II

Gegen die Zulässigkeit der ReVision bestehen nach Ansicht,

des erkennenden Senats keine Bedenken° Ihre Statthaftig—

keit hängt davon ab, ob der Kläger mit Erfolg gerügt hat,
daß das Berufungsgericht über den Entschädigungsanspruch

durch Sachurteil entschieden habe, obwohl der Kläger mangels

Prozeßfähigkeit im Verfahren nicht nach Vor30hrift der Ge—

setze vertreten gewesen sei (5 162 Abs, 1 Nr° 2 des Sozial—

gerichtsgesetzes - SGG —; BSG 1, 150)°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Umstand,daßder Kläger seine Prozeßfähigkeit bezweifelt,
macht das Revisionsverfahren nicht unzulässigo Wie das BSG

in Übereinstimmung mit der zu 5 56 Abs° 1 der Zivilprozeßord—

- nungx(ZPo) ergangenen Rechtsprechung und dem dazu vorliegen—

den Schrifttum bereits ausgesprochen hat (BSG 5, 176, 177 und

die dort ersichtlichen Nachweise), ist ein Revisionskläger,

welcher rügt, er sei im Verfahren vor dem Berufungsgericht

wegen krankhafter Störung der Geiste5tätigkeit geschäftsunfähig
und daher nicht nach Vorschrift der Gesetze vertreten gewesen
(5 551 Nr„ 5 ZPO), im Revisionsverfahren insoweit als prozeß—

fähig zu behandeln, als über die Frage seiner Prozeßfähigkeit

zu entscheiden ist° Das Revisionsgericht muß sonach einen Be—

teiligten als prozeßfähig ansehen, solange seine Prozeßun—

fähigkeit nicht festgestellt ist° Das hatte zur Folge, daß der

mit der Revision gerügte Mangel der Prozeßfähigkeit des Klä—

gers im Revisionsverfahren nachzuprüfen war (vglo_Brackmann,

Handbuch der Sozialversicherung, Band I S° 254 b)„

Nach dem überzeugenden, überdies auch von der Beklagten un—
widersprochen gebliebenen Gutachten des Facharztes für Psychiatrie

und Neurologie beim Staatlichen Gesundheitsamt Mannheim, Rega—

Medizinalrat Dr° M:::==„ vom 14° August 1961 ist als erwiesen

anzusehen, daß sich der Kläger während des gesamten Verfahrens

in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden, seiner

Natur nach nicht nur vorübergehenden Zustand krankhafter Störung'

der Geistestätigkeit befunden hat° Der Kläger ist somit schon

von der Klagerhebung an geschäftsunfähig und daher nicht imstande

gewesen, sich durch Verträge zu verpflichten (5% 104 ff BGB)°
Er ist demzufolge nach 5 71 SGG prozeßunfähig und war deshalb
schon im Verfahren der Vorinstanzen nicht nach Vorschrift der

Gesetze vertreten° Die Revision ist somit statthaft°

Auf dem festgestellten Verfahrensmangel der fehlenden Prozeß—‘
fähigkeit des Klägers beruht das angefochtene Urteil ohne wei—

teres im Sinne des 5 162 Abs° 2 SGGoDer unbedingte Revisions—
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grund
des 5 551 Nr„ 5 ZPO gilt gemäß 5 202 SGG auch im

Verfahren vor
den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit

(BSG }, 185; 5, 177)° In einem Falle des % 551 ZPO ist

dem RGV1sionsgericht die Entscheidung über das ReChto—
“mittel im Sinne _des 5 170 Abs° 1 Satz 2 SGGversagt, d ho,

es ist der Nachprüfung des Revisionsgerichts entzogen, ob
sich das Berufungsurteil trotz der wirksam geltend gemach—

ten Gesetzesverletzung etWa aus anderen Gründen als rich—

‘tig echist (BSG 4, 281, 288; 5, 177)1 Das angefochtene_‚

Urteil mußte daher aufgehoben werden„[ -A

_
DasBSGkonntegemäss470Abso2 Satz1 seein der Sache
selbst nicht entscheiden, obschon bereits die Klage von
einem Prozeßunfähigen erhoben werden war° Wie auch hierzu
in dem mehrfach angeführten, in BSG 5, 176 veröffentlich4

ten Urteil ausgesprochen is t, verbietet sich im Verfahren

vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarlzeit gemäß 5 72
Abs° 1 SGG gundsätzlich eine Klagabweisung wegen der

Prozeßunfähigkéit eines Beteiligten° Einer solchen Ent—
scheidung stünde der in dieSer Vorschrift enthaltene Grund—

gedanke der Betreuung des prozeßunfäh1gen Beteiligten im

Verfahren von Gerichts v.*egen entgegen°

Es ließe sich
im vorliegenden Falle die Ab■eisung der

.Klage wegen mangelnder Prozeßfähigkeit des Klägers auch

nicht etwa ausnahmsweise deshalb rechtfertigen, weil nach

den Unterlagen der vom Kläger behauptete ursächliche Zu—

sammenhang seiner Sterilisation mit dem Unfall als un—
wahrsche- nlieh ar

nzuseheh wäre; denn abgesehen davon, daß

einer solchen Entscheidung die Behauptungen eines Prozeß-

unfähigen zugrunde gelegt werden müßten, wäre dem Kläger

—n1cht in vollem Umfange Gelegenheit gegeben, alle Möglich—

keiten einer erfolgversprechenden Führung des Rechtsstreits

durch einen ordnungsmäßigen Vertreter (% 72 SGG) ausschöP—

(fen zu lassen° ’ ' ”' ' ' ‘
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Hiernach war die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an die Vorinstanz zurückzuverweisen (% 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)°

Uber die Kosten des Revisionsverfahrens wird im abschließenden

Urteil zu entscheiden sein° '

Die Beteiligten hatten sich mit einér’Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden erklärt„ Der erkennende Senat

hat von dieser Entscheidungsmöglichkeit Gebrauch‘gemacht (% 124

Abs° 2 SGG)° '
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